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Ministerium für Kultur und Wissenschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen, 40190 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden 
des Hauptausschusses 
Herrn Klaus VoUssem Mdl 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf · 

Ministerium für 
Kultur und Wissenschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Die Ministerin 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

Sitzung des Hauptausschusses am 23.03.2023 
TOP 03 „Wie sieht die Zukunft der Landeszentrale für politische Bil­
dung aus?" 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

die SPD-Fraktion hatden o. g. Bericht beantragt. Dieser Bitte komme 
ich gerne nach. 

Mit freundlichen Grüßen 

~} WJ 
lna Brande 

Anlage 

l 0. März 2023 
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bei Antwort bitte angeben 

lna Brandes 
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40221 Düsseldorf 

Telefon 0211 896-4338 

Telefax 0211 896-4555 
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www.mkw.nrw 
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Schriftlicher Bericht 
der Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

an den Hauptausschuss 

„ Wie sieht die Zukunft der Landeszentrale für politische Bildung 
aus?" 

Politische Bildung trägt wesentlich zur Stärkung einer freien und offenen 
Gesellschaft bei. Ihre Grundlage ist das Werte- und Demokratieverständ­
nis der freiheitlich demokratischen Grundordnung des Grundgesetzes. 
Gerade dort, wo diese freiheitliche Demokratie gefährdet ist, muss die 
politische Bildung ansetzen. Es gehört daher zu den Kernaufgaben der 
politischen Bildung, Präventionsarbeit zu jeglicher Form von Extremismus 
zu leisten. Neben dem drängenden Problemfeld des Rechtsextremismus 
sind der religiös begründete Extremismus und Linksextremismus von Be­
deutung. Zunehmend gehören auch Projekte zur Aufklärung über Ver­
schwörungsmythen, Rechtspopulismus und rechtspopulistische Strate­
gien zum Aufgabenfeld der politischen Bildung. Die Landeszentrale für 
politische Bildung bietet deswegen zahlreiche Angebote zur Information 
über rechten, linken und religiös motivierten Extremismus und Demokra­
tiebildung an. 
Die Stärkung der Extremismusprävention, insbesondere der Rechtsext­
remismusprävention, ist ein erklärtes Ziel der Landesregierung. Dies be­
zieht die Weiterentwicklung der Landeskoordinierungsstelle gegen 
Rechtsextremismus und Rassismus und die Stärkung der Beratungs­
strukturen gegen Rechtsextremismus explizit mit ein. Über die Diskussion 
des Evaluationsberichts der Beratungsstrukturen gegen Rechtsextremis­
mus und Rassismus (Drs.-Nr. 18/727) ist das Ministerium für Kultur und 
Wissenschaft mit dem Landesnetzwerk gegen Rechtsextremismus und 
den Beratungsstellen über Maßnahmen zur Stärkung der gemeinsamen 
Präventionsarbeit gegen Rechtsextremismus und Rassismus im ständi­
gen Austausch. Überlegungen, wie die Extremismusprävention inhaltlich 
und organisatorisch gestärkt werden kann, stehen aktuell noch am An­
fang. Für das Haushaltsjahr 2023 wurde zur Stärkung der Beratungs­
strukturen gegen Rechtsextremismus der Baransatz um 600.000 Euro 
sowie die Verpflichtungsermächtigung um 1,2 Millionen Euro erhöht. Das 
Ministerium für Kultur und Wissenschaft bereitet aktuell das Bewilligungs­
verfahren mit dem Ziel vor, die aufgrund der nennenswerten Erhöhung 
der Beratungsfallzahlen und der damit deutlich gestiegenen Arbeitsbelas­
tung der Beratungsstrukturen notwendige Verbesserung der Personal­
ausstattung bei den Beratungseinrichtungen zu ermöglichen. Mit der Um­
setzung der Maßnahme wird zugleich eine Empfehlung des Evaluations­
berichts aufgegriffen. 
Zur weiteren Stärkung der Arbeit der gesamten Landeszentrale wird die 
Landesregierung einen Beirat einrichten, der sich aus Vertreterinnen und 
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Vertretern aus Wissenschaft und Zivilgesellschaft zusammensetzen wird. 
Seine Aufgabe wird es sein, aktuelle Themen aus dem wissenschaftli­
chen Diskurs und öffentlichen Debatten aufzugreifen und die Arbeit der 
Landeszentrale darüber mit innovativen Ansätzen und Ideen zu unterstüt­
zen. Derzeit wird ein erster Vorschlag zur Konzipierung eines solchen 
Beirats erarbeitet. 
Eine Stärkung der Kernkompetenzen der Landeszentrale muss sich an 
qualitativen Fragestellungen und Gesichtspunkten orientieren. Davon 
ausgehend findet derzeit ein Prozess der Überprüfung und Neuentwick­
lung von Projekten im Sinne des Koalitionsvertrags statt. Bewährte Maß­
nahmen wie z. B. die Demokratiewerkstätten, die Zusammenarbeit der 
politischen Bildung mit der kulturellen Bildung, Vorbereitungen zu Projek­
ten i.m Vorfeld der Europawahl, Projekte in Zusammenarbeit mit dem Mi­
nisterium des Innern zur Stärkung der Demokratie in unserer Gesellschaft 
und auch die Erarbeitung des Demokratieberichts werden selbstverständ­
lich fortgeführt und auch ausgebaut. Im Fokus neuer Projekte stehen ins­
besondere Maßnahmen, die sich an junge Menschen richten, sowie digi­
tale Formate. 
Mit Beschluss zum Haushalt 2023 hat der Landtag für die Landeszentrale 
für politische Bildung Ausgaben in Höhe von 15.781.400 Euro eingewil­
ligt. Der Ausgabenrahmen für das Haushaltsjahr 2024 wird mit der Ver­
abschiedung des Haushalts durch den Landtag Ende dieses Jahres fest­
gelegt. 
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